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Einleitung

I. Überblick und Entwicklungsgeschichte

Das internationale Erbrecht ist insbesondere aufgrund der Freizügigkeit in Europa
von erheblicher praktischer Bedeutung. Die Statistiken über die Anzahl der Erbfälle
mit grenzüberschreitendem Bezug in der EU gehen auseinander; die Europäische
Kommission geht von 450.000 Erbfällen jährlich und einem Nachlassvolumen von
ca. 120 Mrd. Euro aus.1Für dieRelevanz des internationalen Erbrechts kann auch der
Anteil der Ausländer in Bezug auf die Wohnbevölkerung angeführt werden, der im
europäischen Durchschnitt im Jahr 2013 bei 6,8 % lag.2 Insgesamt lebten im Jahr
2012 12,3 Mio. Europäer in einem anderen EU-Staat.3 In Frankreich waren im Jahr
2011 2,1 % der Wohnbevölkerung EU-Ausländer, in Deutschland 3,2 %. In abso-
luten Zahlen lebten im Jahr 2011 in Frankreich 3,8 Mio. Ausländer, davon
ca. 1,3 Mio. aus der EU, in Deutschland 7,2 Mio., davon ca. 2,6 Mio. aus der EU.
Auch wenn Teile von ihnen vor ihrem Tod in ihr Heimatland zurückkehren, bleibt
eine erhebliche Zahl grenzüberschreitender Erbfälle.4

Allein mit dieser großen praktischen Relevanz des internationalen Erbrechts kann
das Bedürfnis für eine Vereinheitlichung begründet werden. Bisher wurde das in-
ternationale Erbrecht jedoch in weiten Teilen durch die autonomen Kollisionsnor-
men der Mitgliedstaaten geregelt. So ist es vom Anwendungsbereich der bisherigen
europäischen Verordnungen des internationalen Privatrechts ausdrücklich ausge-
nommen.5 Das Haager Übereinkommen von 1989 über das auf die Rechtsnachfolge
von Todes wegen anzuwendende Recht ist bis heute nur von den Niederlanden6

ratifiziert worden und daher nicht in Kraft getreten. Weitere internationale Ab-
kommen7 wie das Haager Testamentsformübereinkommen8 regeln nur Teilaspekte.
Bereits der Vertrag von Amsterdam aus dem Jahr 1997 hat der Europäischen Ge-
meinschaft eine Kompetenz zur Vereinheitlichung des internationalen Privat- und

1 Pressemitteilung IP/12/576 der EU-Kommission vom 7.6. 2012.
2 Alle genannten Zahlen stammen, soweit nichts anderes angegeben, von EUROSTAT.
3 Pressemitteilung IP/12/209 der EU-Kommission vom 1.3. 2012.
4 Vgl. DNotI-Studie, S. 188.
5 Vgl. nur Brüssel I-VO (Art. 1 Abs. 2 lit. a) bzw. Brüssel Ia-VO (Art. 1 Abs. 2 lit. f); Rom

I-VO (Art. 1 Abs. 2 lit. c); Rom II-VO (Art. 1 Abs. 2 lit. b).
6 MPI-Stellungnahme, RabelsZ 74 (2010), 525.
7 Siehe Nachweis bei Basedow/Hopt/Zimmermann/Dutta, Rn. 420.
8 Haager Übereinkommen über das auf die Form letztwilliger Verfügungen anzuwendende

Recht vom 5.10.1961; BGBl. II 1965, 1144.



Zivilverfahrensrechts eingeräumt.9 Der Wiener Aktionsplan von 199810 hat den
Erlass von Maßnahmen auf dem Gebiet des Erb- und Familienrechts in Aussicht
gestellt.

Das Vereinheitlichungsbedürfnis besteht jedoch auch aufgrund der großen Un-
terschiede im IPR der einzelnen Mitgliedstaaten.11 Die Unterschiede liegen zum
einen in der grundsätzlichen Frage, ob die Rechtsnachfolge von Todes wegen ein-
heitlich einem Recht unterstellt wird (Nachlasseinheit) oder dem Recht verschie-
dener Staaten unterstellt werden kann (Nachlassspaltung). Sie liegen zum anderen in
der Wahl des Anknüpfungsmerkmals. Manche Staaten knüpfen bisher an die
Staatsangehörigkeit des Erblassers12, andere an dessen letzten gewöhnlichen Auf-
enthalt oder Wohnsitz bzw. Domicile an.13 Die Niederlande knüpfen in ihrer bishe-
rigen Regelung an eine Mischung von beiden Kriterien an.14 Die Staaten, deren
internationales Erbrecht zwischen beweglichen Sachen und unbeweglichen Sachen
unterscheidet, unterstellen Immobilien in der Regel ihrem Belegenheitsrecht.15 Eine
Rechtswahl erlauben manche Staaten für den gesamten Nachlass, andere nur für
einen Teil des Nachlasses, wiederum andere verwehren sie insgesamt.16 Auch die
Frage, welches Recht für den Nachlass gewählt werden kann, wird verschieden
beurteilt. Unterschiede ergeben sich darüber hinaus auch aufgrund unterschiedlicher
Behandlung von Fragen des allgemeinen IPR, z.B. der Frage, ob die Verweisung der
nationalen Kollisionsnorm eine Gesamt- oder Sachnormverweisung ist bzw. ob der
Renvoi akzeptiert wird.17 Diese Fragen wirken sich insbesondere im internationalen
Erbrecht aus. Ferner ergeben sich Fragen aus dem Verhältnis des Erbstatuts zu an-
deren Statuten, insbesondere dem Güterstatut, dem Gesellschaftsstatut und dem
Sachstatut.

Diese großen Unterschiede der verschiedenen Rechtsordnungen ziehen in der
Praxis erhebliche Schwierigkeiten nach sich. Die Frage, welches Recht anwendbar
ist, hängt häufig davon ab,welches Gericht zuerst angerufenwird.18Abhängig davon,
ob man im Ausgangspunkt die deutsche oder die ausländische Kollisionsnorm an-
wendet, aus welcher Sicht man den Fall also beurteilt, gelangt man zu unter-
schiedlichen Ergebnissen. Das eröffnet die grundsätzlich problematische Möglich-

9 Süß, ZErb 2009, 342.
10 ABl. C 19 vom 23.1.1999.
11 Lagarde, in: Khairallah/Révillard (2013), Rn. 9 ff.; vgl. zu den Regelungen vieler eu-

ropäischer Staaten Denkinger, S. 37 ff.
12 DNotI-Studie, S. 232.
13 Vgl. DNotI-Studie, S. 233, 236.
14 Beck-OK/Lorenz, Art. 25 EGBGB, Rn. 86. Die niederländische Regelung verweist auf

das HÜ, der Wortlaut der Vorschrift in deutscher Übersetzung ist abgedruckt bei Staudinger/
Dörner, Anh. Art. 25 f. EGBGB, Rn. 600.

15 DNotI-Studie, S. 235.
16 Vgl. zu den einzelnen Staaten DNotI-Studie, S. 241 ff.; Denkinger, S. 96 ff.
17 Lange, ZErb 2012, 160, 161.
18 Flick/Piltz/Piltz, Rn. 6.
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keit des forum shopping19 und kann zu hinkenden Erbrechtsverhältnissen führen. Es
ergeben sich Probleme der Nachlassabwicklung bei einer Nachlassspaltung. Der
Nachweis der Erbenstellung gestaltet sich bei grenzüberschreitenden Erbfällen
schwierig, da es in den verschiedenen europäischen Ländern gerichtliche, notarielle
und private Verfahren zur Erlangung eines Erbennachweises gibt, die unterschied-
liche Wirkungen haben.20 Auch die Nachlassplanung gestaltet sich bei einem
grenzüberschreitenden Bezug kompliziert. So wird eine Rechtswahl des Erblassers
nach der einen Rechtsordnung als zulässig, nach der anderen als unzulässig ange-
sehen. Es stellt sich die Frage, ob Erbverträge und gemeinschaftliche Testamente von
Rechtsordnungen als wirksam anerkannt werden können, wenn sie diese Rechts-
institute nicht kennen.21 Der Erblasser kann sich bei Bezugspunkten mit mehreren
Staaten nicht immer darauf verlassen, dass die Rechtsnachfolge nach dem Recht
beurteilt wird, das ihm am nächsten ist. Ebenso wenig kann er sicher sein, dass sein
Testament dem auf den Erbfall anwendbaren Recht entspricht.

Zur Lösung dieser Probleme hat das deutsche Notarinstitut im Jahr 2002 eine
rechtsvergleichende Studie veröffentlicht, auf deren Basis die Europäische Kom-
mission im Jahr 2005 ein Grünbuch zum Erb- und Testamentsrecht22 vorgelegt hat.
Am 14.10.2009 wurde von der Kommission ein Vorschlag für eine Verordnung über
die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, dieAnerkennung und die Vollstreckung
von Entscheidungen und öffentlichen Urkunden in Erbsachen sowie zur Einführung
eines Europäischen Nachlasszeugnisses veröffentlicht. Dieser Vorschlag ist im
Europäischen Parlament, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und
dem Rat der EU beraten worden. Nach zahlreichen Änderungen hat das Europäische
Parlament den Vorschlag am 13.3.2012 angenommen, am 8.6.2012 folgte die
Zustimmung des Rates der EU. Die Verordnung vom 4.7.201223 ist am 16.8.2012 in
Kraft getreten. Sie gilt in weiten Teilen jedoch erst nach einer dreijährigen Über-
gangszeit ab dem 17.8.2015. Kompetenzrechtlich wurde die EuErbVO auf Art. 81
Abs. 2 lit. c) AEUV gestützt.24

19 Lorenz, ErbR 2012, 39, 41.
20 Basedow/Hopt/Zimmermann/Wenckstern, S. 413.
21 DNotI-Studie, S. 190.
22 KOM (2005) 65.
23 VO (EU) Nr. 650/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 7. 2012 über

die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen und die Annahme und Vollstreckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie
zur Einführung eines Europäischen Nachlasszeugnisses, ABl EU v. 27. 7. 2012 Nr. L 201,
S. 107, im Folgenden: „EuErbVO“.

24 EG 2 EuErbVO.
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